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Erfahrungen aus der Praxis
Rechte und Pflichten 
im Abbuchungsverfahren
Mit der АО über die Verrechnung von Geldforderungen und 
Geldverbindlichkeiten im Abbuchungsverfahren — Abbu- 
chungs-AO — vom 11. September 1981 (GBl. I Nr. 28 S. 343) 
wurde die rechtliche Regelung für ein Zahlungsverfahren 
zwischen Bürgern und Betrieben geschaffen. Voraussetzun­
gen für die Nutzung dieses Verfahrens durch die Bürger sind 
die Einrichtung eines Spargirokontos bei einem Geld- oder 
Kreditinstitut sowie die schriftliche Einwilligung des Kon­
toinhabers, daß Geldforderungen gegen ihn von seinem 
Konto abgebucht werden dürfen.

Gegenwärtig werden 72 Prozent der Mieten, 68 Prozent 
der Zeitungs-, Rundfunk- und Fernsehgebühren, 68 Prozent 
der Versicherungsbeiträge, 63 Prozent der Energiebeträge 
und 57 Prozent der Steuern und Abgaben im Abbuchungs­
verfahren gezahlt. Das entspricht ca. 34 Millionen Einwilli­
gungen von Bürgern zur Abbuchung ständig wiederkehren­
der Zahlungen. Neu eröffnet wurde die Möglichkeit zur Ab­
buchung von Kfz-Steuern und der Haftpflichtversicherung. 
Dazu lagen 1985 bereits 900 000 Einwilligungen vor.

Das Abbuchungsverfahren erspart den Bürgern Wege und 
Wartezeiten bei Postämtern, Sparkassen und Banken. Es er­
höht die Rechtssicherheit bei der Begleichung von Verbind­
lichkeiten und führt zur Rationalisierung der Verwaltungs­
arbeit im Rechnungswesen der Betriebe.

Oberstes Prinzip bei der Anwendung dieses Zahlungsver­
fahrens ist das Prinzip der Freiwilligkeit. Kein Bürger darf 
in irgendeiner Form dazu verpflichtet werden, seine Ver­
bindlichkeiten im Abbuchungsverfahren zu begleichen.

Die Erfahrungen bei der Durchführung des Abbuchungs­
verfahrens sind sehr positiv. Überwiegend wird das Abbu­
chungsverfahren reibungslos und zur Zufriedenheit aller Be­
teiligten angewandt. Aber noch nicht immer sind die Bürger 
über ihre Rechte und Pflichten im Abbuchungsverfahren 
ausreichend informiert. Deshalb sollen nachfolgend einige 
grundsätzliche Fragen der AbbuchungsAO erläutert wer­
den.

Vereinbarung zwischen Zahlungspflichtigem 
und Zahlungsempfänger

Die Anwendung des Abbuchungsverfahrens durch den Zah­
lungsempfänger erfordert die schriftliche Einwilligung des 
Zahlungspflichtigen (§ 2 Abs. 1). Diese stellt die Annahme des 
vom Zahlungsempfänger entweder direkt unterbreiteten An­
gebots oder eines allgemeinen — durch das Geld- oder Kre­
ditinstitut vermittelten — Angebots (z. B. bei Lotto/Toto) zur 
Durchführung des Abbuchungsverfahrens dar.

Uber die Durchführung des Abbuchungsverfahrens 
kommt somit ein Vertrag zwischen dem Zahlungspflichtigen 
Bürger und dem Zahlungsempfänger zustande. Nicht immer 
erhält der Bürger ein Duplikat des Vertrages, und er ist des­
halb auch nicht in jedem Fall ausreichend über die Modali­
täten des Vertrages informiert. Zwar sieht die Abbuchungs­
AO eine Aushändigung der Vertragsbedingungen, die die in 
dieser Rechtsvorschrift geregelten Grundsätze im Detail 
festlegen, nicht vor; die Praxis zeigt jedoch, daß bei den Bür­
gern das Bedürfnis nach schriftlicher Information besteht. 
Deshalb sollten die Betriebe dazu übergehen, dem Bürger 
generell eine Ausfertigung des Vertrages zu übergeben. Sehr 
gut realisiert das z. B. die Deutsche Post, die die Bürger ge­
nau über das Datum der Abbuchung, die Höhe des Betrages, 
die Nummer der jeweiligen Leistung sowie das Kurzzeichen 
auf dem Kontoauszug unterrichtet. Wichtig wäre noch, die 
Fristen für Änderungen und Löschungen der Abbuchungs­
aufträge anzugeben.

Rechte und Pflichten des Zahlungspflichtigen

Der Zahlungspflichtige wird über den Tag der ersten Ab­
buchung entweder vom Zahlungsempfänger oder vom Geld­
oder Kreditinstitut informiert (§3 Abs. 5). Bis zu diesem 
Zeitpunkt ist er verpflichtet, die termingerechte Erfüllung 
seiner Verbindlichkeiten auf andere Weise selbst zu sichern 
(§ 4 Abs. 1 Satz 2).

Von Beginn des Abbuchungsverfahrens an muß der zah-/ 
lungspflichtige Bürger dafür sorgen, daß sich auf seinem

Konto zum Fälligkeitstermin das entsprechende Guthaben 
zur Erfüllung seiner Verbindlichkeit befindet (§ 4 Abs. 1 
Satzl). Zur besseren Übersicht bei der Abbuchung vieler 
Verbindlichkeiten sollten sich die Bürger einen Fälligkeits­
kalender anlegen. Die Sparkassen bieten in ihren Zweigstel­
len kleine Hefte an, die einen solchen Kalender enthalten.

Der Zahlungspflichtige wird mit dem Kontoauszug über 
die Abbuchung informiert. Dieser Kontoauszug gilt gleich­
zeitig als Quittung für die Zahlung (§ 4 Abs. 2).

Werden vom Konto des Zahlungspflichtigen Abbuchun­
gen ohne seine Einwilligung vorgenommen oder erfolgen sie 
nicht in der richtigen Höhe, ist der Bürger berechtigt, bei 
seinem kontoführenden Geld- oder Kreditinstitut innerhalb 
von drei Monaten nach dem Tag der Abbuchung die sofor­
tige Rückverrechnung des Betrages zu verlangen (§ 4 Abs. 3). 
Dazu muß er eine schriftliche Erklärung über den Grund der 
Rückverrechnung abgeben. Diese übersendet das Geld- oder 
Kreditinstitut dem Zahlungsempfänger durch Avis. Nach 
Ablauf von drei Monaten ist die Rückverrechnung nur noch 
nach Klärung des Anspruchs zwischen Zahlungsempfänger 
und Zahlungspflichtigem möglich.

Zu beachten ist, daß das Geld- oder Kreditinstitut keine 
Rückverrechnung von Teilbeträgen vornimmt. War die Ab­
buchung also der Höhe nach unberechtigt (z. B. bei Telefon­
gebühren), wird der Gesamtbetrag zurückverrechnet, und 
die Vertragspartner müssen sich über die richtige Höhe eini­
gen, die dann in herkömmlicher Form zu begleichen ist. Ver­
anlaßt ein Bürger ungerechtfertigt eine Rückverrechnung 
und gerät er dadurch mit der Zahlung in Verzug, muß er ge­
mäß § 86 Abs. 3 ZGB Verzugszinsen zahlen; im übrigen ist 
er gemäß §§ 82 ff., 330 ff. ZGB materiell verantwortlich.

Für den Fall, daß zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Geld­
forderung auf dem Konto des Bürgers kein ausreichendes 
Guthaben vorhanden ist, kann das Geld- oder Kreditinstitut 
innerhalb von 5 Werktagen eine Rückverrechnung des abge­
buchten Betrages vornehmen (§ 4 Abs. 4). Der Bürger wird 
über diese Rückverrechnung informiert und ist dann ver­
pflichtet, selbst für die Erfüllung seiner Verbindlichkeit zu 
sorgen.

Bei Veränderungen der Kontonummer (z. B. infolge Woh­
nungswechsels oder Ehescheidung) ist der Bürger verpflichtet, 
seine Vertragspartner rechtzeitig zu informieren, um einen 
reibungslosen Übergang des Abbuchungsverfahrens zu si­
chern. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Auftragsänderun­
gen mindestens einen Monat vor dem nächsten Zahlungster­
min durchgeführt werden.

Da der Kontoauszug als Quittung dient, sind die Bürger 
gut beraten, ihn zwei Jahre lang aufzubewahren, denn An­
sprüche aus Verträgen verjähren gemäß § 474 Abs. 1 Ziff. 2 
ZGB nach zwei Jahren. Geht ein Kontoauszug verloren oder 
wurde er vorzeitig vernichtet, ist das Geld- oder Kreditinsti­
tut in der Lage, gegen eine Gebühr von 0,50 M einen neuen 
Kontoauszug auszustellen.

Pflichten des Zahlungsempfängers

Die Zahlungsempfänger dürfen nur dann Einwilligungen von 
Bürgern zur Anwendung des Abbuchungsverfahrens einho­
len, wenn sie vorher mit ihrem kontoführenden Geld- oder 
Kreditinstitut eine schriftliche Vereinbarung abgeschlossen 
haben, in der die Pflichten sowohl gegenüber den Zahlungs­
pflichtigen als auch gegenüber dem kontoführenden Institut 
festgelegt sind (§ 3 Abs. 1). Das gilt auch für die Betriebe, die 
das Abbuchungsverfahren bei einmaligen Leistungen anwen­
den wollen (z. B. Haushaltsgeräteservice oder Kraftfahrzeug­
instandsetzung).

In den Vereinbarungen verpflichtet sich der Zahlungs­
empfänger, alle Voraussetzungen zu schaffen, die die termin­
gerechte und richtige Abbuchung vom Konto der Zahlungs­
pflichtigen sichern. In den Vereinbarungen zwischen Zah­
lungsempfänger und dem Geld- oder Kreditinstitut sollte 
die Pflicht für den Zahlungsempfänger festgelegt werden, 
den Zahlungspflichtigen bereits bei Abschluß der Abbu­
chungsvereinbarung schriftlich über die Bearbeitungsfristen 
zu informieren, denn Reklamationen entstehen hauptsächlich 
im Zusammenhang mit Änderungen und Löschungen von 
Einwilligungen zum Abbuchungsverfahren und sind auf zu 
lange Bearbeitungszeiten beim Zahlungsempfänger oder auf 
mangelnde Information der Bürger über die zu berücksich­
tigenden notwendigen Fristen zurückzuführen.

Kann der Zahlungsempfänger aus Gründen, die er zu


